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Beschlussvorlage

des Stadtrates der Stadt Bad Berka

Gegenstand der Vorlage:

Interne Nr.: B-03/2026
Vorlagen - Nr.: SR-158/2025
Beschluss- Nr.: 105-11/2025

Datum der Sitzung: 21.09.2026
Status: öffentlich

Überprüfung der Friedhofsgebührenkalkulation 2025-2028 sowie Vorlage der
vollständigen Kalkulations- und Entscheidungsgrundlagen

Beschlussvorschlag

Der Stadtrat beschließt:

1. Vorlage der vollständigen Kalkulationsgrundlagen

Der Bürgermeister wird beauftragt, dem Stadtrat sämtliche Unterlagen vorzulegen, die
der Neufassung der Friedhofsgebührenkalkulation vom 24.11.2025 zugrunde liegen.

Dies umfasst insbesondere:

e die ursprüngliche Gebührenkalkulation des Instituts für Public Management
(IPM) vom 03.04.2025,

e die überarbeitete Gebührenkalkulation des IPM vom 08.10.2025,
e sämtliche Berechnungsunterlagen und Rechenblätter, die der Ermittlung der

beschlossenen Gebühren zugrunde liegen,
e die vollständige Herleitung des von der Kommunalaufsicht geforderten

Berechnungsmodells zur Verteilung der Friedhofsunterhaltungskosten.



2. Vorlage des Schriftverkehrs mit der Kommunalaufsicht

Dem Stadtrat ist der vollständige Schriftverkehr zwischen Stadtverwaltung und
Kommunalaufsicht im Zusammenhang mit der Friedhofsgebührenkalkulation 2025-
2028 vorzulegen.

3. Darstellung der Auswirkungen der vorgenommenen Änderungen

Die Verwaltung wird beauftragt, eine vergleichende Übersicht vorzulegen, aus der
hervorgeht:

e welche Gebührenansätze sich aus der Kalkulation vom 03.04.2025 ergeben
hätten,

e welche Änderungen aufgrund der Hinweise der Kommunalaufsicht
vorgenommen wurden,

e welche Auswirkungen diese Änderungen auf die einzelnen Gebührenarten
hatten,

e welche Gebühren letztlich durch den Stadtrat beschlossen wurden.

4. Darstellung zusätzlicher Kostenansätze

Die Verwaltung wird beauftragt darzustellen,

e aus welchen fachlichen, organisatorischen oder rechtlichen Gründen die
Berücksichtigung einer zusätzlichen 0,5 Stelle im Bereich der
Friedhofsunterhaltung erforderlich wurde,

e aufwelcher Datengrundlage die angesetzte Preissteigerung von 4 % für künftig
zu errichtende Stelen beruht,

e welche Auswirkungen diese zusätzlichen Kostenansätze auf die einzelnen
Gebührenpositionen hatten.

5. Wirtschaftlichkeitsbetrachtung der Institutsbeauftragung

Die Verwaltung wird beauftragt, die Kosten der Beauftragung des Instituts für Public
Management (IPM) einschließlich Leistungsbeschreibung, Auftragsumfang und
gegebenenfalls erbrachter Zusatzleistungen darzustellen sowie aufzuzeigen, welche
Bestandteile der Institutsleistung in die endgültige Gebührenkalkulation eingeflossen
sind.

6. Bericht im zuständigen Ausschuss und im Stadtrat

Die Ergebnisse sind dem zuständigen Ausschuss sowie dem Stadtrat in öffentlicher
Sitzung am 23.11.2026 vorzustellen.



Begründung

Mit Beschluss vom 24.11.2025 hat der Stadtrat die Friedhofsgebühren für den
Kalkulationszeitraum 2025 bis 2028 neu festgesetzt.

Der Gebührenfestsetzung liegen zwei Fassungen der durch das Institut für Public
Management (IPM) erstellten Gebührenkalkulation zugrunde. Zwischen der
ursprünglichen Fassung vom 03.04.2025 und der überarbeiteten Fassung vom
08.10.2025 bestehen erhebliche Unterschiede hinsichtlich der Kostenverteilung und
der daraus resultierenden Gebührenansätze.

Nach den Ausführungen der Verwaltung wurden diese Änderungen aufgrund von
Hinweisen der Kommunalaufsicht erforderlich. Gleichzeitig ergibt sich aus der
überarbeiteten Kalkulation, dass für wesentliche Teile der Kostenverteilung auf ein
Berechnungsmodell der Kommunalaufsicht zurückgegriffen wurde. Die vollständige
Herleitung dieses Modells ist den dem Stadtrat vorgelegten Unterlagen jedoch nicht zu
entnehmen.

Für den Stadtrat ist daher nur eingeschränkt nachvollziehbar,

e welche konkreten fachlichen und rechtlichen Gründe zu den Änderungen
geführt haben,

e welche Auswirkungen die vorgenommenen Anpassungen auf die einzelnen
Gebührenarten hatten,

e aufwelcher Grundlage die Kostenverteilung erfolgte,
e sowie welche Ergebnisse unmittelbar auf die Tätigkeit des beauftragten

Fachinstituts zurückzuführen sind.

Darüber hinaus wurden in der überarbeiteten Kalkulation zusätzliche Kostenansätze
berücksichtigt, insbesondere für eine zusätzliche halbe Stelle im Bereich der
Friedhofsunterhaltung sowie für Preissteigerungen bei künftig zu errichtenden Stelen.
Aus den vorliegenden Unterlagen ist nicht eindeutig ersichtlich, aufwelchen
fachlichen Grundlagen diese Ansätze beruhen und welchen Einfluss sie auf die Höhe
der einzelnen Gebühren hatten.

Der Stadtrat hat Anspruch darauf, die tatsächlichen Grundlagen seiner Beschlüsse
vollständig nachvollziehen zu können. Dies gilt insbesondere dann, wenn wesentliche
Änderungen einer Gebührenkalkulation nach Hinweisen der Kommunalaufsicht
erfolgen und hierbei aufBerechnungsmodelle zurückgegriffen wird, deren
vollständige Herleitung den Beschlussunterlagen nicht zu entnehmen ist. Eine
transparente Darstellung der Entscheidungsgrundlagen stärkt das Vertrauen in die
Rechtmäßigkeit und Akzeptanz kommunaler Gebührenentscheidungen.

Gerade bei kostenintensiven externen Gutachten und für die Bürger finanziell
bedeutsamen Gebührensatzungen besteht ein besonderes öffentliches Interesse an einer
vollständigen Dokumentation der Entscheidungsgrundlagen.



Die beantragte Aufarbeitung dient der Sicherstellung größtmöglicher Transparenz
gegenüber dem Stadtrat und der Öffentlichkeit sowie der Nachvollziehbarkeit
zukünftiger Gebührenentscheidungen.
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